Medienkonferenz vom 30. August 2011
Löcher stopfen – Renten schützen
Während den Versicherten laufend die dringende Notwendigkeit von Leistungskürzungen gepredigt wird, lassen die Lebensversicherer und die Vermögensverwalter jährlich Milliarden von Franken in die eigenen Taschen fliessen. Für Travail.Suisse, den unabhängigen Dachverband von 170'000 Arbeitnehmenden, ist klar: Ohne dass diese Löcher in den Taschen der beruflichen Vorsorge gestopft und die Renten erhalten werden, wird es keine Anpassung des Umwandlungssatzes geben.

Martin Flügel, Präsident Travail.Suisse
Das Hauptproblem der zweiten Säule besteht darin, dass den Versicherten einerseits dauernd die Notwendigkeit von Leistungskürzungen unter die Nase gerieben wird und andererseits jährlich mehrere hundert Millionen Franken als Gewinn der Lebensversicherer und sogar mehrere Milliarden Franken als Vermögensverwaltungskosten aus dem System abfliessen. Der Widerspruch zwischen realem Überfluss und gepredigter Unterfinanzierung ist eklatant, die Einsichtigkeit der Argumentation nicht gegeben.
Indem Bundesrat und Parlament versucht haben, über diesen Widerspruch hinweg zu gehen und den Umwandlungssatz zu senken, ohne die Renten zu schützen und etwas gegen die Selbstbedienung der Lebensversicherer und Vermögensverwalter in der zweiten Säule zu unternehmen, hat die Politik das Vertrauen der Bevölkerung hinsichtlich der zweiten Säule verspielt. Dies hat das Ergebnis der Volksabstimmung zur Senkung des Umwandlungssatzes klar gezeigt. 

Vertrauen gewinnen ist harte Arbeit

Nun wissen wir alle: Vertrauen geht zwar sehr schnell verloren, Vertrauen gewinnen hingegen ist ein langwieriges Geschäft. Dazu braucht es harte Arbeit und den Beweis, dass die Wünsche und Bedürfnisse der Bevölkerung berücksichtigt und Missstände behoben werden. Bundesrat und Parlament sind jetzt in der Pflicht. Das Parlament kann bereits in der Herbstsession zum ersten Mal ein vertrauensförderndes Verhalten unter Beweis stellen. Der Bundesrat ist vor allem im Hinblick auf die Interpretation des Berichts zur „Zukunft der 2. Säule“, der ja demnächst erscheinen soll, und der daraus abgeleiteten Vorschläge im Hinblick auf eine mögliche Anpassung des Umwandlungssatzes gefordert.

Löcher stopfen und Renten erhalten als vertrauensfördernde Massnahmen
Was muss die Politik tun, um ihren verantwortungsvollen Umgang mit der beruflichen Vorsorge unter Beweis zu stellen? Drei Dinge sind zentral

· Lebensversicherungen aus der beruflichen Vorsorge verbannen: Bereits im Februar 2002 hat Travail.Suisse mit dem Papier „Wo sind die Milliarden?“ auf die Missstände und die Selbstbedienungsmentalität bei den Lebensversicherern hingewiesen. Heute, fast zehn Jahre später, fliessen noch immer jährlich mehrere hundert Millionen Franken ungerechtfertigt in die Kassen der Lebensversicherer (siehe Beilage). Der Unmut bei den Versicherten ist gross. Er geht unterdessen so weit, dass Travail.Suisse am Kongress vom 10. September über den Antrag abstimmen wird, die Lebensversicherer unverzüglich aus der Beruflichen Vorsorge zu verbannen. Über andere, weniger weitgehende Lösungsansätze, wird das Parlament bereits in einer der nächsten Sessionen befinden.

· Bereicherung bei Vermögensverwaltungskosten unterbinden: Die überhöhten Vermögensverwaltungskosten wurden von unserer Seite bereits im Abstimmungskampf zum Umwandlungssatz immer wieder moniert. Damals wurde diese Kritik von den Befürwortern als völlig übertrieben abgetan. Nun zeigt aber eine vom BSV in Auftrag gegebene Studie, dass sich allein die Vermögensverwaltungskosten auf 3,7 Milliarden Franken pro Jahr belaufen. Davon profitieren erneut die Versicherungswirtschaft und die Finanzindustrie. Die zweite Säule wird mit solchen horrenden Vermögensverwaltungskosten in den Dunstkreis der Abzocker gerückt. Das ist einer Sozialversicherung nicht würdig und muss von Bundesrat Burkhalter sofort unterbunden werden.
· Ausgleichsmassnahmen zur Verhinderung von Rentenkürzungen notwendig: Neben dem Misstrauensvotum gegenüber der Politik war das Ergebnis von 2010 natürlich auch ein ganz klares Votum gegen jegliche Rentensenkungen. Diese klare Botschaft der Stimmbürger/innen und das deutliche Ergebnis der Volksabstimmung sind zu respektieren. Wenn Anpassungen des Umwandlungssatzes notwendig sind, dann müssen Ausgleichsmassnahmen ergriffen werden, die Rentenkürzungen kurz- und langfristig verhindern.

Nur Paketlösung ist mehrheitsfähig
Damit eine Revision des BVG mehrheitsfähig wird, müssen die drei erwähnten Punkte gleichzeitig angegangen werden. Allein der Erhalt der Rentenhöhe durch Ausgleichsmassnahmen reicht nicht aus. Travail.Suisse wird nie einer Senkung des Umwandlungssatzes zustimmen, egal wie sie konzipiert ist, wenn nicht gleichzeitig die Gewinne der Lebensversicherungen und die Vermögensverwaltungskosten in der beruflichen Vorsorge eliminiert bzw. massiv reduziert werden. Denn solange für die einen, nämlich für die Lebensversicherer und die Vermögensverwalter, offenbar Geld im Überfluss vorhanden ist, ist nicht einzusehen, warum die anderen, die Versicherten, zukünftig für die gleichen Renten mehr bezahlen sollen.

